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§ 6 Einkommen

(1)	Einkommen im Sinne dieser  Satzung ist die Summe der positi-
ven Einkünfte der Eltern nach  § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommen-
steuergesetzes des letzten Kalenderjahres. Das anzurechnende 
Einkommen ergibt sich aus dem jährlichen Bruttoeinkommen 
sowie den sonstigen Einkünften abzüglich Einkommen- und 
Kirchensteuer, Solidaritätsbeitrag, Arbeitnehmeranteile an 
den Beiträgen für die Sozial- und Pflegeversicherung, Unter-
haltsleistungen der Beitragspflichtigen an nicht in der Familie 
lebende Personen, der Werbekostenpauschale oder durch Ein-
kommensteuerbescheid nachgewiesene Werbungs-kosten. Ein 
Ausgleich von positiven Einkünften mit Verlusten aus anderen 
Einkommensarten bzw. mit Verlusten des zusammen veranlag-
ten Ehegatten ist nicht zulässig. 

	 Bei gravierenden Einkommensschwankungen wird entsprechend 
§ 7 Abs.6 der Satzung verfahren.

(2)	Maßgebend für das anzurechnende Einkommen bei Selbständi-
gen ist der Gesamtbetrag der Einkünfte und sonstigen Einkünfte 
abzüglich Betriebsausgaben, Einkommen- und Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag, die Vorsorgeaufwendungen bzw. die So-
zialabgaben, die Werbungskosten, die Sonderausgaben nach 
§ 10 EStG und die außergewöhnlichen Belastungen nach § 33 
EStG. Bei Selbständigen, welche ohne eigenes Verschulden 
noch keinen Einkommensteuerbescheid erhalten haben, ist von 
einer Selbsteinschätzung auszugehen.

(3)	Zu den sonstigen Einkünften gehören alle Geldbezüge, die die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit erhöhen. Zu den sonstigen 
Einkünften gehören u.a.:
•	 Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung sowie aus Kapi-

talvermögen abzüglich damit in Zusammenhang stehender 
Werbungskosten

•	 Einnahmen nach dem SGB III Arbeitsförderungsgesetz ( 
u.a. Arbeitslosengeld I, Unterhaltsgeld, Überbrückungsgeld, 
Kurzarbeitergeld, Konkursausfallgeld, Schlechtwettergeld)

•	 Leistungen nach anderen Sozialgesetzen, u.a. SGB II Grund-
sicherung für Arbeitssuchende, SGB XII Sozialhilfe, sowie 
Krankengeld, Übergangsgeld, Verletztengeld

•	 Bundeselterngeld, ab dem nicht anrechenbaren Betrag nach 
§ 10 BEEG (bis 300,00 € anrechnungsfrei, darüber hinaus als 
Einkommen anzurechnen)

•	 Leistungen nach dem Beamtenversorgungsgesetz, dem Wehr-
gesetz und dem Unterhaltssicherungsgesetz

•	 Entschädigung für Verdienstausfall
•	 Leistungen nach dem Asylbewerbergesetz
•	 Leistungen nach dem BAföG 
•	 Unterhaltsleistungen für den Personensorgeberechtigten und 

Kinder
•	 Kindergeld
•	 Lehrlingsentgelt
•	 Erstattungen des Finanzamtes nach Einkommenssteuerbescheid 

(4)	Den Einkünften werden nicht angerechnet:
•	 Wohngeld
•	 Kindergeldzuschlag nach dem Bundeskindergeldgesetz
•	 Kinderbetreuungszuschlag nach dem Bundesausbildungsför-

derungsgesetz
•	 Leistungen nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz bis zu 

einer Höhe von 200,00 € pro Monat
•	 Bezüge oder Einnahmen für Ehrenamts- oder Übungsleiter-

tätigkeiten bis zu einer Höhe von 200,00 € pro Monat
•	 BAföG, BAB und Lehrlingsentgelt als Einkommen unterhalts-

berechtigter Kinder
•	 Mutterschaftsgeld gem. § 13 MuSchG und Pflegegeld gem. 

§ 13 SGB XI  

(5)	Bei Lebensgemeinschaften wird das Einkommen beider Part-
ner zugrunde gelegt, sofern sie Eltern des Kindes sind. Leben 
die Eltern getrennt, so wird das Einkommen des mit dem Kind 
zusammenlebenden Elternteils zugrunde gelegt und die Un-
terhaltsleistung hinzugerechnet. Steht ein Partner der Lebens-
gemeinschaft in keiner kindschaftsrechtlichen Beziehung zum 
Kind, so bleibt sein Einkommen unberücksichtigt. 

(6)	Verzichten Eltern auf die Unterhaltszahlungen für das/die im 
Haushalt lebende/-n  Kind/Kinder, so wird nach § 2 Unterhalts-
vorschussgesetz in der jeweils gültigen Fassung (BGBl I S. 
3194) der nach Absatz 1 oder Absatz 2 dieser Vorschrift in der 
jeweiligen Altersstufe maßgebliche Mindestunterhalt hinzuge-
rechnet. 

(7)	Wird kein positives Einkommen nachgewiesen, ist der Mindest-
beitrag in der entsprechenden Betreuungsform unter Berück-
sichtigung der vereinbarten Bereuungszeit zu entrichten.

§ 7 Erklärung zum Elterneinkommen

(1)	Die Einkommensermittlung erfolgt auf der Grundlage einer 
Erklärung zum Elterneinkommen unter Vorlage geeigneter Ein-
kommensnachweise. Geeignete Einkommensnachweise sind:
-	 Lohnsteuerbescheinigung
-	 Bewilligungsbescheid der Agentur für Arbeit
-	 Bescheid über die Gewährung von Leistungen der Grundsi-

cherung für Arbeitssuchende nach SGB II
-	 Sozialhilfebescheid nach SGB XII
-	 Einkommenssteuerbescheid
-	 lückenlos vom Arbeitsgeber ausgestellte Verdienstnachweise 

für das zu berechnende Kalenderjahr 

(2)	Selbstständige, die noch keinen Einkommenssteuerbescheid 
erhalten haben, müssen im ersten Jahr ihr Einkommen mittels 
einer eidesstattlich erklärten Selbsteinschätzung vor-legen. 

(3)	Die Erklärung zum Elterneinkommen ist von den Eltern unter 
Vorlage der vorstehend genannten Einkommensnachweise 
bei der Aufnahme eines Kindes spätestens bis zum Ende des 
Aufnahmemonats beim Träger abzugeben.

(4)	Bei bestehenden Betreuungsverträgen haben die Eltern einmal 
pro Jahr ihr Einkommen gegenüber dem Träger nachzuweisen. 
Die Erklärung ist bis zum 31.03.  bei der Stadt Welzow vorzulegen.

(5)	Weisen die Eltern trotz Aufforderung zum angegebenen Termin 
gegenüber dem Träger der Einrichtung ihr Jahreseinkommen 
nicht nach, zahlen sie für ihr(e) Kind(er) unter Berücksichtigung 
der jeweiligen Betreuungsform und Betreuungszeit den Höchst-
betrag. Haben die Eltern die verspätete Vorlage der Einkom-
mensunterlagen zu vertreten und ergibt sich aus dem Nachweis 
ein geringerer Elternbeitrag, wird der so errechnete Elternbeitrag 
erst ab dem auf die Abgabe folgenden Monat festgesetzt.

(6)	Einkommensschwankungen (Erhöhung oder Minderung des Jah-
reseinkommens um 20 v.H.), sowie Änderungen der familiären 
Situation sind umgehend bei der Stadt Welzow anzuzeigen. Die 
sich hieraus ergebenden Veränderungen werden ab Bekannt-
werden bei der Stadt Welzow mit einem neuen Beitragsbescheid 
festgesetzt.

	 Unterbleibt diese Mitteilung oder machen die Personensorgebe-
rechtigten vorsätzlich oder fahrlässig unrichtige oder unvollständige 
Angaben zu Sachverhalten, die den Rechtsanspruch des Kindes 
oder die Höhe des Beitrages betreffen, so ist die Stadt Welzow 
auch rückwirkend berechtigt, Elternbeiträge neu festzusetzen und 
zu Unrecht erhaltene Beitragsvorteile nachzuverlangen.

Erläuterung des Einkommensbegriffes
(Auszug §§ 6 und 7 KiTa-Satzung der Stadt Welzow vom 13.04.2017)
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Vor dem Hintergrund gestiegener Energie- und Lebenshaltungskos-
ten hat das Land Brandenburg am 16.12.2022 das Brandenburg-
Paket beschlossen. 

Im Zuge dessen wurde eine Änderung des Kita-Gesetzes beschlos-
sen, welches Entlastungen für Eltern bei den Elternbeiträgen bringt.

Neben den bisherigen Befreiungen für Sozialtransferleistungs-
empfänger (SGB II, Wohngeld, Kindergeldzuschlag, etc.), Gering-
verdienende und Elternbeitragsbefreiungen im letzten Kita-Jahr 
vor der Einschulung wurden folgende Änderungen im Kita-Gesetz 
aufgenommen: 

1.	 Elternbeitragsfreiheit bei einem Nettojahreseinkommen von bis 
zu 35.000,00 €

2.	 In der Spanne von 35.000,00 € bis 55.000,00 € werden Beitrags-
begrenzungen eingeführt.

Hierfür setzt das Land Brandenburg die Zeitgrenze bis Ende März 
2023.

Der Einkommensbegriff ist dem des § 82 SGB XII entnommen. 
Danach sind Beiträge zu privaten Versicherungen abzusetzen, so-
weit sie gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund und Höhe 
angemessen sind und im Rahmen der üblichen Risikovorsor-
ge sowie in einem angemessenen Verhältnis in Relation zum 
Einkommen liegen. 

Neben den einzureichenden Einkommensunterlagen laut §§ 6, 7 
der Kita-Satzung der Stadt Welzow vom 13.04.2017 (siehe ne-
benstehend) können daher einkommensmindernd in den Jahren 
2023/ 2024 auch nachfolgend aufgeführte Versicherungspolicen 
eingereicht werden: 

•	 Privathaftpflichtversicherung 
•	 Kfz- Haftpflichtversicherung, soweit die Haltung eines Kfz 

zur Sicherung des Lebensunterhaltes anzuerkennen ist, 
•	 Unfallversicherung, 
•	 Lebensversicherungsbeiträge, soweit nicht erwartet werden 

kann, dass für das Alter eine zur Deckung des Lebensbe-
darfs ausreichende Sozialversicherungsrente oder sonst 
ausreichendes Einkommen vorhanden sein wird und auch 
kein ausreichendes Vermögen hierfür zur Verfügung steht, 

Information zur Elternbeitragsentlastung 
ab dem 01.01.2023 befristet bis zum 31.12.2024

•	 grundsätzlich auch Beiträge für eine angemessene Sterbe-
geldversicherung sowie 

•	 grundsätzlich auch Beiträge zur privaten und freiwilligen 
Kranken- und Pflegeversicherung. 

Es kommt danach hinsichtlich der Absetzbarkeit vom Einkommen 
darauf an, ob diese Beiträge zu privaten Versicherungen - soweit 
sie nicht bereits gesetzlich vorgeschrieben sind - nach Grund und 
Höhe angemessen sind und im Rahmen der üblichen Risikovorsorge 
sowie in einem angemessenen Verhältnis in Relation zum Einkom-
men liegen. Deshalb kann nach dem Wortlaut des § 2a KitaG auch 
eine vernünftige (nicht überhöhte) private Haftpflichtversicherung 
einkommensmindernd wirken. 

Versicherungen, die nicht der sozialen Absicherung dienen, werden 
hingegen in der Regel nicht absetzungsfähig sein. So sind auch 
Bausparverträge keine Versicherungen oder versicherungsähn-
liche Einrichtungen im Sinne von § 2a Abs. 3 Nr. 3 KitaG, da der 
Vertragszweck in der Erlangung eines Anspruchs auf Gewährung 
eines Bauspardarlehens besteht. 

Bei Selbstständigen kann ein etwas höherer Beitrag zu kapitalbilden-
den Risikolebensversicherungen absetzungsfähig sein, wenn dies 
der angemessenen Altersvorsorge dient und sonst keine weiteren 
Altersvorsorgeleistungen bestehen. 

Die anzuerkennende angemessene Höhe ist im Einzelfall festzu-
legen. Darüber hinaus ist das angemessene Verhältnis in Relation 
zum Einkommen wichtig. 

Bitte reichen Sie schnellstmöglichst Ihre Einkommensnach-
weise 2022 zzgl. o. a. Versicherungsbeiträge bis zum 08. März 
2023 ein.

Eine mögliche Elternbeitragsfreistellung oder Beitragsbegren-
zung kann dann noch im März 2023 im Programm eingepflegt 
werden. 

Die Beitragssatzungen der Kita-Träger gelten grundsätzlich vorerst 
weiter und bleiben wirksam, es darf allerdings nur noch bis zur Höhe 
des gesetzlichen Höchstbeitrages der Elternbeitrag festgelegt und 
erhoben werden. 
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